
Rundessozialggsricht,

— 5 RKn 18/76 —
I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i l

Verkündet am in dem Rechtsstreit
22. September 4977

Amésinépéié—éél?' ' '
als Urk.Beamter
d. Ge■eh.St€lle "o‚u...-oo.eco-c......oo...ooooooooouooo.oo..ooooo,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter: ...........................‚

g e g e n

..00.000...0.0.0.0.........‚O......OOOOOOCO......O.’

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung am 22. September 1977

für Recht erkannt:

1. Die Beklagte Wird entsprechend ihrem Anerkenntnis

verurteilt, dem Kläger die Bergmannsrente für die

Zeit vom 1. Januar 4974 an zu zahlen.

N . lm übrigen wird auf die Revision der Beklagten

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 22. März 1976 aufgehoben und der Rechtsstreit

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses
Gericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte berechtigt

war, die dem Kläger gewährte Gesamtleistung wegen Erwerbs—

unfähigkeit zu entziehen.

Der Kläger? der im Bergbau bis zum 28. Februar 4960 als

Hauer, danach als Hilfszimmerer und Rauber und außerhalb des_

Bergbaus als Arbeiter und Schauermann tätig gewesen war,

bezog von der Beklagten seit dem 4. Dezember 4961 wegen

der Folgen eines am 25. Juli 1961 erlittenen Verkehrsunfalls

die Gesamtleistung wegen Erwerbsunfähigkeit. Er wurde auf

Veranlassung und auf Kosten der Beklagten in der Zeit vom
2. Mai 4972 bis zum 51. Mai 1975 zum Büropraktiker umge-
schult„ Nach bestandener Prüfung ist er jedoch nicht in

eine entsprechende Stelle vermittelt werden„ Die Beklagte

hat mit Bescheid vom 45. November 4973 die dem Kläger ge—

währte Rente mit Ablauf des Monats Dezember 4975 entzogen‚

weil der Kläger infolge einer Änderung in seinen Verhält-

nissen nicht mehr vermindert bergmännisch berufsfähig,

berufsunfähig oder erwerbsunfähig sei. Der Widerspruch des

Klägers hatte keinen Erfolg.

Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 5. Juni 4975 den

Bescheid der Beklagten vom 45. November 4975 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 22. Februar 4974 aufgehoben.
Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom
22. März 1976 die Berufung der Beklagten zurückgewiesen.

Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt, in den

Verhältnissen des Klägers sei seit der Rentengewährung eine

die Renteneaniehung rechtfertigende wesentliche Änderung

nicht eingetreten. Der Gesundheitszustand sei im Verhaltnis:

zum Zeitpunkt der Rentengewährung im wesentlichen unver-
ändert geblieben. Die Umschulung zum Büropraktiker und

die dadurch erworbenen neuen Kenntnisse und Fähigkeiten

seien ebenfalls nicht als wesentliche Änderung anzusehen.
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Der Kläger, der noch keine Berufserfahrung als Büroprak—

tiker habe, sei nicht in der Lage, beide Hände voll einzu—

setzen, so daß er die berufliche Tätigkeit eines Büro—

praktikers nicht vollwertig verrichten könne. Eine Vermitt—

lung des Klägers in eine entsprechende Stelle sei — wohl

nicht zuletzt wegen dieser Behinderung — bisher nicht möglich

gewesen. Die Voraussetzungen des 5 86 Abs. 1 des Reichs—

knappschaftsgesetzes (RKG) lägen also nicht vor. Auch die
Tatbestandsmerkmale des 5 86 Abs. 2 EKG seien nicht erfüllt.

Der Kläger sei nicht in der Lage, in einem knappschaftlichen1

Betrieb die persönliche Rentenbemessungsgrundlage von ‘

20.174,94 DM jährlich zu erwerben. Ein solches Einkommen

könnte er lediglich in der Gruppe 4 der kaufmännischen
Angestellten erzielen. Für solche Tätigkeiten fehlten ihm

aber die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten.

Die Beklagte hat dieses Urteil mit der - vom LSG zuge-
lassenen — Revision angefochten. Sie ist der Ansicht, eine

Änderung in den Verhältnissen des Klägers sei in mehrfacher

Hinsicht eingetreten. Neben einer Besserung des Gesundheits—

zustandes und einer Anpassung an die körperlichen Gegeben-

heiten träten neue Kenntnisse und Fähigkeiten sowie der

Erwerb des Führerscheins mit der Möglichkeit zur Nutzung

eines Kraftwagens. Infolge dieser Änderungen Sei der Kläger

wieder in der Lage, einerErwerbstätigkeit nachzugehen. Er

könne als Büropraktiker bzw. Angestellter in der Verwaltung

tätig werden. Dem LSG könne nicht darin gefolgt werden,

Haß die Frage nach der Fähigkeit zur Vollwertigen Ver—

richtung dieser Tätigkäh■ erst nach Tätigwerden auf einem

entsprechenden Arbeitsplatz zu beantworten sei. Das Berufungs—

gericht habe bei seiner Wertung unberücksichtigt gelassen,

daß die Umschulung des Klägers zum Büropraktiker in Kenntnis

der Anforderungen an einen entsprechenden Arbeitnehmer in

Wirtschaft und Verwaltung im Einverständnis mit dem Kläger,

nach Beratung durch einen Arzt und durch zwei Psychologen

sowie nach Durchführung einer zehntägigen Berufsfindungs-
maßnahme mit Arbeitserprobung erfolgt sei. Der erfolgreiche

- n „
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Abschluß einer Umschulung reiche für die Rentenentziehung
aus;_durch tatsächliche Ausnutzung der erWorbenen Kenntnisse

und.Fähigkeiten werdeu nur zusätzlich bestätigt, daß die

Umschulung erfolgreich gewesen sei. Vermittlungsschwierig—H

keiten müßten unberücksichtigt bleiben. Ein Versicherter

müsse sich grundsätzlich auf ihm zumutbare Tätigkeiten ver-
weisen lassen, selbst wenn es wegen der Besonderheit seines

Leidens nicht einfach sei, einen Arbeit8platz zu finden.-

Der Erwerb neuer Kenntnisse und Fähigkeiten habe dazu ge-

führt, daß der Kläger nunmehr in der Lage sei, als Büro-

praktiker oder kaufmännischer Angestellter zu arbeiten,

so daß er
nichtxmmm erwerbs— oder berufsunfähiglsei. Das

LSG habe im übrigen auch prüfen müssen, ob der Kläger nicht

in der Lage sei, andere Tätigkeiten, z.B. als Pförtner,

Telefonist oder Hilfsarbeiter im Büro zu verrichten. Auch
die Verweisung auf diese Arbeiten stütze die Entziehung

der Rente wegen
Erwerbsunfähigkeitcüie

Nichtgewährung der

Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit.

Im Termin hat die Beklagte den Anspruch des Klägers auf
Bergmannsrente über den 51. Dezember 1975 hinaus anerkannt.

Im übrigen hat sie beantragt, '

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des
Sozialgerichts aufzuheben und die Klage

abzuweisen.

Der Kläger, der im Termin nicht vertreten_war,

beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und in der.
Begründung für richtig und ist der Ansicht, die Revision

der Beklagten sei unbegründet.
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Der Senat hat die Beklagte — entsprechend ihrem in der

mündlichen Verhandlung erklärten Teilanerkenntnis —
verurteilt. dem Kläger die Bergmannsrente für die Zeit vom

.4. Januar 4974 an zu zahlen. Eine entsprechende teilweise

Erledigung des Rechtsstreits aufgrund einer Annahme dieses

Anerkenntnisses durch den Kläger war nicht möglich, weil

dieser in der mündlichen Verhandlung nicht vertreten war,

so daß ein Rechtsschutzbedürfnis für eine Entscheidung durch

Anerkenhtnisurteil anzunehmen ist. Die Verurteilung durch

Anerkenntnisurteil ist nach dem gemäß 5 202 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) im sozialgerichtlichen Verfahren ent—

sprechend anwendbaren % 307 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung

(ZPO) geboten, ohne daß es der Prüfung bedurfte, ob die

Voraussetzungen des % 45 EKG für die Gewährung der Bergmanns-

irente vorliegen. Der entsprechenden Anwendung des 5 507
Abs. 1 ZPO im sozialgerichtlichen Verfahren stehen die grund—

sätzlichen Unterschiede der beiden Verfahrensarten, insbeson-

dere der Grundsatz des Amtsbetriebes und das Prinzip der

Amtsermittlung nicht entgegen. Das Prinzip der Amtsermitt—

lung wird vor allem von der entsprechenden Anwendung des

5 507 Abs. 1 ZPO nicht berührt. Das Anerkenntnisurteil ist

nicht Folge eines Zugestehens von Tatsachen, das abweichend

vom Zivilprozeß (S 288 ZPO) wegen der Amtsermittlungspflicht
(@ 105 SGG) im sozialgerichtlichen Verfahren ohne Bedeutung

ist. Es trägt vielmehr dem Umstand Rechnung, daß die Betei—

ligten außerhalb des Rechtsstreits (z.B. durch Vertrag oder
Verwaltungsakt) oder im Prozeß (z.B. durch gerichtlichen

Vergleich oder angenommenes Anerkenntnis nach 5 404 SGG)

über den Streitgegenstand verfügen können. Insbesondere
5 104 Abs. 2 SGG zeigt deutlich, daß das Anerkenntnis auch
im_sozialgerichtlichen Verfahren von Bedeutung ist. Diese Vor—‚
schrift macht zwar im allgemeinen den Erlaß eines Anerkennt—

nisurteiles überflüssig, weil das angenommeneAnerkenntnis

- den Rechtsstreit unmittelbar erledigt, ohne daß es noch
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eines Urteils bedarf. Diese Vorschrift ist aber weder lex

spezialis zu % 307 Abs. 4 ZPO noch macht sie dessen ent—

sprechende Anwendung allgemein überflüssig (vgl. hierzu
Braekmann, "Handbuch der Sozialvereicherung", 1. bis 8. Auf-

lage 1977, Bd. 1/2 8. 246 w; Peters/Sautter/Wolff, "Komm.

zur Sozialgerichtsbarkeit", 4. Aufl. 4977, Vorbemerkung 2 d)
_

ec) zu es 125- 4428. 11/402- 4 ;). WirddeeAnerkenntnie- _«de im verliegenden_rail —vomPrczeßgegnernicht-engendmmen,
weil er in der mündlichen Verhandlungnicht vertreten ist,
so ist bei V0r11egen der übrigen Voraussetzungen unter Bedehung

des Rechtsechutzbedürfnissee über den anerkannten Anspruch

durch Anerkenntnisurteil zu entscheiden. Es bleibt in dienen
Fällen tretz des 5 404 Abs. 2 SGGein Bedürfnis für die
entsprechende Anwendung des 5 507 Abs. 1 ZPO. Eines ausdrück-

lichen Antrags auf Erlaß eines Anerkenntnisurteiles ($ 507
Abs. 1 ZPO) bedarfte es im vorliegenden Fall nicht (vgl.
BGHZ 40, 553, 356; Stein/Jonas, Komm. zur Zivilprozeßerdnnng.

me. An■.4972, Anm. IV/2 zu s 507). Mit demechrifteätzlieh
gestellten.■ntrag des Klägers auf_Zurückweiaungder Revision
der Beklagten, der durch den Sachvortrag des Berichter—
statters Gegenstand der mündlichen Verhandlung geworden ist,
wird im Ergebnis die Weiterzahlung der Bergmannerente über

den Ehtziehungstag hinaus erstrebt. Dieser Antrag ist - wenn
dies auch nicht ausdrücklich gesagt ist - auch dahin zu ver—
stehen, daß bei Abgabe eines Anerkenntnissee des Anspruchs

durch die Beklagte durch Anerkenntnisurteil entschieden
werden.eell.

Soweit die zulässige Revision der Beklagten die Gesamt—
__1eietung wegen Erwerbe- bzw. Berufsunfähigkeit betrifft,

ist sie ineefern begründet, als das angefochtene_Urteil
'äu£gehöben.ünd der Rechtsstreit an das Berufungsgericht
nnrüehverwieeen wird. Die festgestellten Tatsachen reichen

zur ehechiieße■denEntscheidung nicht aus.

■äe Reehtmäßigkeit der Rentenentziehung setzt nach
}5 @@Ehe. 1 EKG, 5 4286 Abs. 1 BVG—entgegen der *
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Ansicht des LSG —keine "wesentliche" Änderung_der
,Verhältnisse voraus, es genügt vielmehr jede Änderung

if den Verhältnissen des Versicherten, die zur Folge

, daß er nicht mehr berufsunfähig oder erwerbsunfähig

ist. Nach den nicht angegriffenen Tatsachenfeststellungen

des Berufungsgerichts, die nach 5 465 SGG für den Senat

bindend sind, hat der Kläger durch die Umschulung zum

Büropraktiker neue Kenntnisse und Fähigkeiten erworben.

Darin liegt eine Änderung der Verhältnisse, die dann
die Rentenentziehung rechtfertigt, wenn durch sie die

bis dahin bestehende Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun- 5

fähigkeit entfallen ist. Das ist dann der Fall, wenn die

neuen Kenntnisse und Fähigkeiten den Kläger in die Lage

versetzen, eine Tätigkeit zu verrichten, auf die er nach

5 1246 RVG, 5 46 EKG und 5 4247 RVG, € 47 RKG verwiesen

werden kann. Das LSG ist zwar davon ausgegangen, daß der

Kläger wegen der Behinderung der rechten Hand die Tätig-

keit eines Büropraktikers nicht vollwertig verrichten
könne. Diese Feststellung ist-aber zu pauschal und un-

bestimmt, um damit die Verweisung des Klägers auf die
Tätigkeit eines Büropraktikers auszuschließen. Ein Ver-
sicherter kann nur dann auf eine zumutbare, seinen Kennt-

nissen und Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit nicht

verwiesen werden, wenn er solche Arbeitsverrichtungen,

die für diese Tätigkeit wesentlich sind, nicht ausüben
kann. Das Berufungsurteil läßt nicht erkennen, an welchen

konkreten Arbeitsverrichtungen, die für die Tätigkeit

eines Büropraktikers wesentlich sind, der Kläger wegen
der eingeschränkten Gebrauchsfähigkeit der rechten Hand

_gehindert ist. Im übrigen hat die Beklagte auch mit

Recht die Verletzung des 5 128 Abs. 4 SGG gerügt. Das LSG

hätte nicht ohne Berücksichtigung des Ergebnisses der
durchgeführten Arbeitserprobung und des Erfolgs der

Umschulung - wegen der fehlgeschlagenen Vermittlungsver_

esuche - annehmen dürfen, der Kläger könne die Tätigkeit

eines Büropraktikers nicht vollwertig verrichten. Der
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erkennende Senat hat bereits entschieden, daß sich ein

Versicherter grundsätzlich auf eine ihm zumutbare Tätigkeit,_

zu deren Verrichtung er in der Lage ist, verweisen lassen

muß, selbst wenn es wegen der Besonderheiten seines Leidens

vielleicht nicht einfach ist, einen Arbeitsplatz zu finden

(Sozialrecht Nr. 14 zu 5 46 RKG). Das Tatsachengericht

darf zwar fehlgeschlagene Vermittlungsversuche im Rahmen

der Beweiswürdigung berücksichtigen; '.doch darf es andere

wesentliche Umstände, die auf die Fähigkeit zur Verrichtungi

der Tätigkeit schließen lassen — wie die Arbeitserprobung
unddie bestandene Prüfung +, nicht außer acht lassen. Das
Berufungsgericht wird bei der erneuten Entscheidung, unter

Berücksichtigung dieser Umstände feststellen müssen, ob

der Kläger die Tätigkeit eines Büropraktikers verrichten
kann oder an welchen konkreten Arbeitsverrichtungen, die

für diese Tätigkeit wesentlich sind, er:dürchßdiefeinge-
schränkte Gebrauchsfähigkeit der rechten Hand gehindert
ist.

Der Senat hat auf die danach begründete Revision der

Beklagten das angefochtene Urteil aufgehoben und den
Rechtsstreit zur Nachholung der erforderlichen Tat—
sachenfeststellungen an das LSG zurückverwiesen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten. '
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